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Die Arbeitsmarktfolgen von Betriebsschließungen 
Erfahrungen im internationalen Vergleich 

Heiner Heseler, Bremen*) 

Der vorliegende Beitrag analysiert die Arbeitsmarkterfahrungen und die arbeitsmarktpolitischen Gcstaltungsmöglichkeitcn 
bei Betriebsschließungen in vier Ländern. Eigene Untersuchungen in der Bundesrepublik werden mit Ergebnissen aus 
Schweden, Großbritannien und den USA konfrontiert. 
Für das Arbeitsmarktgeschehen haben Betriebsschließungen eine weit größere Bedeutung als häufig vermutet wird. So 
erklären sie in der Bundesrepublik rund ein Viertel aller Arbeitsplatzverluste. Nimmt man das Ausmaß von Wiederbeschäf-
tigung und langfristiger Arbeitslosigkeit zum Maßstab, so unterscheiden sich die Arbeitsmärkte in Schweden, der 
Bundesrepublik und den USA nur graduell hinsichtlich der Flexibilität und der Funktionsfähigkeit, auf Betriebsstillegungen 
zu reagieren. Lediglich in Großbritannien blieben die Werkstore der expandierenden Betriebe den vom industriellen 
Niedergang betroffenen Belegschaften verschlossen. 
Einkommenseinbußen, Instabilität und insbesondere langanhaltende Dauerarbeitslosigkeit konnten in Schweden in stärke-
rem Maß verhindert werden als in der Bundesrepublik, den USA und Großbritannien. Selbst in Schweden konnte allerdings 
der Wiederbeschäftigungsgrad nicht über 75% getrieben werden. Für ein Viertel bis ein Drittel der betroffenen Belegschaf-
ten bedeutete die Schließung des Betriebs in allen vier Ländern das vorzeitige und endgültige Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben. 
Der Arbeitsmarktpolitik kommt bei Betriebsstillegungen eine herausragende Bedeutung zu. Eingebettet in eine zielgerich-
tete Wirtschafts- und Industriepolitik, kann sie ganz erheblich zur sozialverträglichen Gestaltung des Strukturwandels 
beitragen und verhindern, daß über Verdrängungsprozesse negative Schließungsfolgen auf andere Arbeitskräftegruppen 
abgewälzt werden. 
Dieser Befund gewinnt heute gerade im Hinblick auf den in der DDR zu erwartenden Strukturwandel besonderes Gewicht. 
Es macht u . a .  deutlich, daß die Folgen von notwendigen Betriebsschließungen sowohl für den Arbeitsmarkt insgesamt wie 
auch für die persönlich Betroffenen durch eine Reihe von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen gemildert oder sogar positiv 
gewendet werden können. Bewährt haben sich vor allem Qualifikationsmaßnahmen bei den Arbeitskräften und Eingliede-
rungsbeihilfen bei den Unternehmen. 
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1. Einleitung 
Schließungen von Großbetrieben sind der markanteste 
Ausdruck des wirtschaftlichen Strukturwandels. Sie stellen 
die betroffenen Arbeitnehmer und die Regionen und 
Städte vor besonders schwerwiegende Probleme. Seit 

*) Dr. rer. pol. Heiner Heseler ist Leiter der Forschungstransferstelle Universität 
Bremen. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors. 

Beginn der 80er Jahre haben Betriebsschließungen eine 
wachsende Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Spektaku-
läre Widerstandsaktionen von Betriebsräten und Gewerk-
schaften z. B. in der Stahl- und Werftindustrie haben dazu 
genauso beigetragen wie verstärkte staatliche Bemühun-
gen, mit Arbeitsmarktprogrammen den Stillegungsprozeß 
sozialverträglich zu gestalten. Besondere Aufmerksamkeit 
dürfte diesem Problemfeld auch in Zukunft angesichts des 
Umbruchs der osteuropäischen Wirtschaftssysteme zu-
kommen. 

Für den Arbeitsmarkt bewirken gerade die Schließungen 
von Großbetrieben spezifische Herausforderungen. Im Fall 
des „normalen“ Arbeitsplatzabbaus, bei dem der Betrieb 
oder Betriebsteile fortgeführt werden, haben Betriebslei-
tungen und betriebliche bzw. gewerkschaftliche Interessen-
vertretungen beträchtliche Handlungsoptionen. Gerade 
die Älteren und die Beschäftigten, die am längsten dem 
Betrieb angehören, können auf die bestandsschützende 
und selektive Wirkung von formellen und informellen Kün-
digungsschutzregeln vertrauen. Die Betriebe haben die 
Möglichkeit, die Struktur des Belegschaftsabbaus durch 
verschiedene beschäftigungspolitische Instrumente zu steu-
ern, die von der Nutzung der natürlichen Fluktuation, 
Abfindungen, Versetzungen in andere Abteilungen, Früh-
verrentungen bis hin zur Entlassung oder Massenentlas-
sung reichen. Selbst im Fall extremer Branchen- und 
Unternehmenskrisen in der bundesdeutschen Kohle-, 
Stahl- oder Werftindustrie stellten in den siebziger Jahren 
und zu Beginn der achtziger Jahre betrieblich bedingte 
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Kündigungen erst das letzte und am wenigsten angewandte 
beschäftigungspolitische Instrument dar. So kam es trotz 
eines Abbaus von fast 70.000 Arbeitsplätzen in der nord-
rhein-westfälischen Stahlindustrie zwischen 1976 und 1986 
zu keiner einzigen betriebsbedingten Kündigung (vgl. 
Landtag NRW 1987). 
Anders ist die Situation bei der Schließung eines ganzen 
Betriebs, insbesondere wenn es sich um einen Großbetrieb 
handelt. Betrieblicherseits findet keine Selektion mehr 
statt. Betroffen sind alle Beschäftigten, unabhängig von 
ihrer Stellung in der betrieblichen Hierarchie, von Seniori-
tätsrechten, Alter oder Qualifikation. Zu einem gleichen 
Zeitpunkt wird eine große Zahl von Arbeitnehmern auf 
den externen Arbeitsmarkt entlassen, der dadurch beson-
deren Belastungen ausgesetzt ist. 
Der folgende Beitrag analysiert die Arbeitsmarkterfahrun-
gen und die wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen 
Gestaltungsmöglichkeiten bei Betriebsschließungen in vier 
Ländern. Eigene Untersuchungen1) in der Bundesrepublik 
werden mit Ergebnissen von Studien aus Schweden, Groß-
britannien und den USA konfrontiert. Für diesen Ver-
gleich wurden ca. 35 Untersuchungen aus vier Ländern 
ausgewertet, für die einerseits vergleichbare Forschungser-
gebnisse – neben betrieblichen Fallstudien auch verallge-
meinerbare Surveys und repräsentative Verlaufsanalysen -
vorliegen und die sich andererseits durch erhebliche Unter-
schiede in der Dynamik und Struktur des Arbeitsmarktes 
auszeichnen. 

2. Die quantitative Dimension von Betriebsschließungen 
Für das Arbeitsmarktgeschehen haben Betriebsschließun-
gen eine weit größere Bedeutung als häufig vermutet wird. 
So erklären sie in der Bundesrepublik zwischen 1976 und 
1985 rund ein Viertel aller Arbeitsplatzverluste (siehe Cra-
mer 1987). Im Jahresdurchschnitt verloren rund 42.000 
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz, weil ihr Betrieb 
geschlossen wurde. Erstaunliche Parallelen belegt ein 
internationaler Vergleich der OECD zwischen Ländern mit 
ganz unterschiedlicher Arbeitsmarktentwicklung und -
Struktur (vgl. OECD 1987). Das quantitative Ausmaß von 
Betriebsstillegungen ist in Schweden – einem Land mit 
hohem Beschäftigungsstand und hohem Grad an sozialer 
Sicherung und gesetzlicher Regulierung der Betriebsstille-
gungen – kaum geringer als in Kanada oder den USA -
zwei Staaten, in denen kaum gesetzliche Regelungen exi-
stieren, die das Recht der Eigentümer, den Betrieb zu 
schließen oder zu verlagern, einschränken. In Kanada wur-
den im Untersuchungszeitraum2) jahresdurchschnittlich 
12,6% der Betriebe mit 2,1% aller Beschäftigten geschlos-
sen, in Schweden 10,8% der Betriebe mit 3,4% der 
Beschäftigten. In der Bundesrepublik waren jahresdurch-
schnittlich 2,1% der Arbeitnehmer betroffen, in Frank-
reich 5,7%, in Pennsylvania/USA 5,5% (OECD 1987, 
S. 100 ff.). 

1) Präsentiert werden dabei Ergebnisse des von der DFG geförderten 
Forschungsprojekts Betriebsstillegung und lokaler Arbeitsmarkt, das 
der Autor gemeinsam mit Johann Gerdes, Martin Osterland, Bernhard 
Roth und Gabriele Werner an der Universität Bremen durchführte; 
siehe Gerde*, Heseler, Osterland, Roth,  Werner (1990). Parallel dazu 
und in enger Kooperation wurde an der FU Berlin eine Betriebsschließung 
untersucht; siehe Gabriel, Huber (1990). 

2) Es handelt sich um unterschiedlich lange Untersuchungszeiträume in 
den einzelnen Ländern: Kanada: 1979-84, Pennsylvania/USA: 1976-85, 
Frankreich: 1978-84, Bundesrepublik Deutschland: 1978-84, Schweden: 
1982-84, Japan: 1982-84, siehe OECD 1987, S. 101. 

Die quantitative Bedeutung von Betriebsschließungen ist 
relativ unabhängig sowohl vom Beschäftigungsstand und 
der Höhe der Arbeitslosigkeit wie auch vom Grad der 
gesetzlichen Regulierung. Freilich variieren die Gründe 
dafür zwischen den einzelnen Ländern. In expandierenden 
Volkswirtschaften sind sie Ausdruck des „Prozesses schöp-
ferischer Zerstörung“ (Schumpeter 1940). Schneller Struk-
turwandel ist der Motor des Wirtschaftswachstums und der 
Beschäftigungsexpansion. So belegt eine Untersuchung für 
die USA, „that most employment reductions and closures 
resulted from the efforts of well-established employers to 
improve efficiency rather than because of bankruptcy“ 
(GAO 1987, S.20). Betriebsschließungen, so legt auch der 
Befund der OECD nahe, dürften in expandierenden Sekto-
ren der Wirtschaft größeres Gewicht haben als in den 
stagnierenden. Vielfach geht ein hohes Tempo von Neu-
gründungen von Betrieben mit einem bedeutenden Anteil 
an Betriebsschließungen einher. In stagnierenden Volks-
wirtschaften hingegen verursachen primär Branchenkrisen, 
Deindustrialisierungsprozesse und generell eine schwache 
Nachfrage den Niedergang von Betrieben. 
Die hohe Mobilität der Industriebetriebe in den USA, die 
spektakulären Schließungen von Großwerften, Stahlwer-
ken und Kohlenzechen in Schweden, Großbritannien und 
der Bundesrepublik Deutschland dürfen freilich nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß Stillegungen im Dienstleistungs-
bereich quantitativ bedeutsamer sind als im Industriesek-
tor. So belegt die schon erwähnte Untersuchung der 
OECD für Frankreich, Schweden, die Bundesrepublik und 
Japan eine höhere „Death Rate“ im Service-Sektor als in 
der Industrie (OECD 1987, S. 115 f.). Die größte Bedeu-
tung nicht nur hinsichtlich der Zahl der Betriebe wie hin-
sichtlich der betroffenen Arbeitnehmer haben daher auch 
Schließungen von Klein- und Mittelbetrieben. Nur 7,1% 
der Arbeitnehmer, die infolge einer Betriebsstillegung in 
der Bundesrepublik ihren Arbeitsplatz verloren, hatten 
zuvor in einem Betrieb mit mehr als 500 Beschäftigten 
gearbeitet (Cramer 1987). 

Auch wenn das quantitative Gewicht der Betriebsschlie-
ßungen in vielen Ländern relativ gleich ist, dürften doch 
die Konsequenzen für die betroffenen Individuen und die 
lokalen Arbeitsmärkte national sehr unterschiedlich ausfal-
len. Je höher die Arbeitslosigkeit und je ungünstiger die 
Beschäftigungsentwicklung, um so mehr ist zu erwarten, 
daß die Stillegung eines Betriebes für die Betroffenen zu 
höherer Arbeitslosigkeit, längerer Dauer der Arbeitslosig-
keit, stärkerer Instabilität der späteren Beschäftigungsver-
hältnisse und größeren Einkommensverlusten führt. Ande-
rerseits ist aber auch zu berücksichtigen, daß die Folgen 
sehr stark durch branchenspezifische Bedingungen, durch 
Qualifikation, Geschlecht und Nationalität der Arbeitneh-
mer beeinflußt werden. 

Nicht nur Niveau und Dynamik der Arbeitsmärkte, son-
dern auch die unterschiedlichen strukturellen und institu-
tionellen Rahmenbedingungen beeinflussen die Wiederbe-
schäftigungschancen und -bedingungen der von Stillegun-
gen betroffenen Arbeitnehmer. Wesentliche institutionelle 
Rahmenbedingungen sind der Grad der rechtlichen oder 
tarifvertraglichen Regulierung des Stillegungsprozesses 
und die Einstellungspolitik der Unternehmen. In einem 
Land, in dem die Stillegung eines Betriebs an hohe rechtli-
che Auflagen gebunden ist, sind Arbeitskräfte zwar nicht 
vor dem stillegungsbedingten Verlust ihres Arbeitsplatzes 
gefeit. Negative Arbeitsmarktfolgen dürften allerdings 
geringer sein als in einem Land, in dem keine solche 
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rechtlichen Regelungen existieren. Ambivalent ist hinge-
gen die Bedeutung der betrieblichen Einstellungspolitik. 
Senioritätsregeln erschweren die Wiederbeschäftigungs-
chancen nach einer Betriebsschließung, die Existenz 
berufsfachlicher Arbeitsmärkte begünstigt den zwischenbe-
trieblichen Arbeitsplatzwechsel und erhöht daher die 
Chancen der Wiederbeschäftigung. 

3. Arbeitsmarktfolgen von Betriebsschließungen 

3.1 Bundesrepublik Deutschland 
Über die Folgewirkungen von Betriebsschließungen in der 
Bundesrepublik liegen nur wenige Fallstudien bzw. fall-
übergreifende Untersuchungen vor, von denen die meisten 
noch vor der 1975 einsetzenden langfristig anhaltenden 
Beschäftigungskrise durchgeführt wurden und sich vor-
nehmlich auf die Bewältigung der Montankrise in den 
sechziger Jahren konzentrierten3). Zwar dürften das 
Tempo des Strukturwandels und auch die Bedeutung von 
Betriebsstillegungen unter den Bedingungen der Massenar-
beitslosigkeit nicht höher sein als zu Zeiten der Vollbe-
schäftigung. Es ist aber nicht zu erwarten, daß die Arbeits-
marktfolgen z. B. von Zechenstillegungen in den sechziger 
Jahren in gleicher Weise auch bei den Schließungen von 
Werften oder Stahlbetrieben in den achtziger Jahren ein-
treten. So wurden im Fall der Schließung eines Röhren-
werks im Ruhrgebiet zu Beginn der siebziger Jahre über-
haupt nur 6% der Betroffenen arbeitslos, und dies auch 
meist nur für kurze Zeit (siehe Bosch 1978). Für die 
meisten gab es konzerninterne Versetzungsangebote, 
andere verließen freiwillig den Betrieb, da auch auf dem 
externen Arbeitsmarkt gute Wiederbeschäftigungschancen 
bestanden. 

Im Verlauf der siebziger und achtziger Jahre haben sich die 
Arbeitsmarktbedingungen grundlegend gewandelt. Die 

3) Vgl.  Bosch (1978), Hillen (1971),  Dedering (1970),  Bandemer/Ilgen 
(1963). 

4) Vergleichend dargestellt werden hier die Schließung der AG „Weser“ 
Ende 1983 in Bremen, der Rickmers Werft im Jahr 1986 in Bremerhaven 
und des AEG-Werks Brunnenstraße in Berlin 1983/84. Die Berliner und 
die Bremer Studie wurden über einen Dreijahres-Zeitraum parallel und 
in enger methodischer und inhaltlicher Kooperation durchgeführt. Als 
Vergleichsbasis diente die Arbeitslosenverlaufsuntersuchung des IAB 
aus dem Jahr  1981/82,  eine repräsentative  Längsschnittanalyse von 
Infratest Sozialforschung  1978-82 sowie eine Sonderauswertung von 
Verbleibsdaten Arbeitsloser aus Betriebsstillegungen, die das IAB unserem 
Projekt zur Verfügung stellte. 

Massenentlassungen und der Kapazitätsabbau im Schiff-
bau, der Stahl- und der Elektroindustrie fanden in Regio-
nen statt, die durch hohe Arbeitslosigkeit und rückläufige 
Arbeitsplatzentwicklung gekennzeichnet waren. Gleich-
wohl ergeben drei Fallstudien und eine repräsentative Son-
derauswertung einer IAB-Verlaufsanalyse4), daß auch in 
Zeiten der Massenarbeitslosigkeit der Arbeitsmarkt insge-
samt funktionsfähig blieb und die entlassenen Belegschaf-
ten nicht vor verschlossenen Werkstoren standen. 
Die entlassenen Werftarbeiter in Bremen und Bremerha-
ven wie auch diejenigen, die aufgrund der Schließung des 
AEG-Werks in Berlin ihren Arbeitsplatz verloren, fanden 
auch in Zeiten wirtschaftlicher Stagnation und hoher regio-
naler Arbeitslosigkeit schneller und im größeren Ausmaß 
einen neuen Arbeitsplatz als der Durchschnitt der Arbeits-
losen in der Bundesrepublik Deutschland und auch als der 
Durchschnitt der infolge einer Betriebsstillegung arbeitslos 
gewordenen. Selbst im zweiten und dritten Jahr nach der 
Schließung gelang einem beachtlichen Teil der arbeitslosen 
Werftarbeiter noch die berufliche Wiedereingliederung in 
das Erwerbsleben. 
Sehr deutlich zeigt dies der Fall der AG „Weser“. Schon in 
den ersten Monaten nach der Schließung wurde offensicht-
lich, daß die Erwartung eines blockierten Arbeitsmarkts 
für einen erheblichen Teil der Entlassenen nicht eintrat. 
24% der Belegschaft der AG „Weser“ wechselten nahtlos, 
ohne arbeitslos zu werden von der Werft in einen neuen 
Betrieb, weitere 11% fanden innerhalb eines halben Jahres 
nach ihrer Entlassung einen neuen Arbeitsplatz. Insgesamt 
waren nach einem Jahr 60% wieder beschäftigt. Bis zum 
Sommer 1986 – zweieinhalb Jahre nach der Schließung -
stieg der Anteil der Wiederbeschäftigten auf 70%. Schließ-
lich hatten dreieinhalb Jahre nach der Schließung 75% der 
zuletzt auf der AG „Weser“ Beschäftigten einen neuen 
Arbeitsplatz gefunden. Trotz der Strukturschwäche der 
Region schnitt die Belegschaft der Rickmers Werft auf dem 
stark angespannten und erheblich kleineren und mono-
strukturierten Arbeitsmarkt in Bremerhaven nicht wesent-
lich schlechter ab als die der AG „Weser“. Kaum anders ist 
das Ergebnis der Schließung des AEG-Werks in Berlin, 
obgleich hier der Anteil qualifizierter Facharbeiter an der 
Belegschaft weit geringer war als bei den geschlossenen 
Werften. Das Verhältnis von Wiederbeschäftigung, 
Arbeitslosigkeit und Ausgrenzung ist in allen Fällen 
erstaunlich übereinstimmend (siehe Tabelle 1). 
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Freilich dürfen die beträchtlichen sozialen und individuel-
len Kosten des marktgesteuerten Kapazitätsabbaus nicht 
übersehen werden. Wenn zwei Drittel bis drei Viertel der 
Entlassenen in einem Zeitraum von ein bis zwei Jahren 
nach den Schließungen einen neuen Arbeitsplatz fanden -
und zwar ohne daß es betriebs-, branchen- oder regional-
spezifische Arbeitsmarkt- und Qualifizierungsprogramme 
gab -, so bedeutet dies doch umgekehrt, daß ein Viertel bis 
ein Drittel von Arbeitskräften, die bisher einen sicheren 
Arbeitsplatz hatten und zur Stammbelegschaft gehörten5), 
unfreiwillig, vorzeitig und endgültig aus dem Erwerbsleben 
oder zumindest aus dem ersten Arbeitsmarkt aussscheiden 
mußten. Im Fall der AG „Weser“ waren 14% der Beleg-
schaft auch zweieinhalb Jahre nach der Schließung noch 
arbeitslos gemeldet (Rickmers: 16%), 8% waren zumeist 
vorzeitig in Rente gegangen. Da es keine werftspezifischen 
Frühverrentungsregeln gab, ging der Verrentung in vielen 
Fällen eine längere Phase der Arbeitslosigkeit mit entspre-
chenden Einkommensverlusten, die die im Sozialplan aus-
gehandelten Abfindungen bei weitem übertrafen, voraus. 
Generell war das Alter das wichtigste Kriterium, das über 
die Wiederbeschäftigungschancen der entlassenen Arbeiter 
der AG „Weser“ und von Rickmers entschied. Unabhängig 
von Nationalität, Geschlecht und Qualifikation stieg der 
Arbeitslosenanteil ab einer kritischen Altersgrenze – bei 
den Arbeitern ab einem Alter von 50 Jahren, bei den 
Angestellten ab 54 Jahren6) – deutlich an. Freilich liegt 
diese kritische Altersschwelle, von der an Arbeitslosigkeit 
deutlich zunimmt, bei den Betriebsschließungen um etwa 
10 Jahre höher als bei den „normalen“ Arbeitslosen. 
Zu den Hauptbetroffenen zählen zweifellos die Ausländer. 
Rund ein Drittel verließ im Fall der AG „Weser“-Schlie-
ßung angesichts der Aussichtslosigkeit der Arbeitsplatzsu-
che und aufgrund des finanziellen Anreizes, den das Rück-
kehrförderungsgesetz damals bot, bereits im Jahr nach der 
Schließung die Bundesrepublik. Auch unter den auf dem 
lokalen Arbeitsmarkt verbliebenen Ausländern war die 
Arbeitslosigkeit weit höher als bei den Deutschen. Dies ist 
nicht primär auf eine unterschiedliche Alters- oder Qualifi-
kationsstruktur zurückzuführen. Als gravierendes Einstel-
lungshindernis erwiesen sich insbesondere die sprachlichen 
Probleme.7) 
Der Einfluß von Qualifikation und Beruf auf die Wiederbe-
schäftigungschancen ist nicht einheitlich zu beurteilen. Im 
Fall der Werftschließungen hatte ein Teil der Facharbeiter 
(Dreher, Fräser oder Feinschmiede) aufgrund der relativ 
günstigen Arbeitsmarktlage ihrer Berufsgruppe gute Wie- 

5) Zwar wurde hei der AG „Weser“ bereits in den acht Jahren vor der 
Schließung die Hälfte der Arbeitsplätze abgebaut. Dabei kam es jedoch nur 
in Ausnahmeiällcn zu betriebsbedingten Kündigungen. 83% der 
Beschäftigten zum Zeitpunkt der Schließung gehörten mehr als 10 Jahre dem 
Betrieb an. Ähnlich war auch die Situation im Fall der Rickmers Werft. 
Flexible Anpassungen an Produktionsschwankungen in den Jahren vor der 
Schließung wurden vor allem durch Kurzarbeit, Mehrarbeit und den Einsatz 
von Leiharbeitskräften ermöglicht. Mehr als die Hälfte der Belegschaften der 
beiden Werften war älter als 45 Jahre und durch spezifische tarifvertragiiche 
Kündigungsschutzregeln zusätzlich abgesichert. Angesichts dieser 
Erfahrungen war beim überwiegenden Teil der Belegschaft bis zur 
endgültigen Bekanntgabe der Schließung auch die Überzeugung 
vorherrschend, daß ihr Arbeitsplatz sicher sei. Vgl. Oster-land (1990). 

6) Vgl. Gerdes u. a. (1990), Gerdes, Heseler (1990). 
7) Darauf deuten sowohl Interviews arbeitslos gebliebener Ausländer nach der 

Schließung der AG „Weser“ hin, in denen häufig von den Kindern 
gedolmetscht werden mußte wie auch eine Befragung einstellender Betriebe. 
„Auch am Band muß heute fast jeder fähig sein, Computerausdrücke zu lesen 
und Bildschirminformationen aufzunehmen“, war z. B. die Antwort eines 
leitenden Mitarbeiters eines regionalen Großbetriebs auf die Frage, warum 
kaum Ausländer der AG „Weser“ eingestellt worden waren. Vgl. Gerdes u. a. 
(1990). 

derbeschäftigungschancen. Doch auch die Schiffbauer hat-
ten trotz ungünstiger beruflicher Arbeitsmarktsituation 
überraschend gute Arbeitsmarktchancen. Die ausgeprägte 
berufliche Flexibilität und die hohe Bereitschaft zum 
Berufswechsel bewirkten, daß diese Arbeitskräfte, obwohl 
sie einen branchenspezifischen, auf den Schiffbau fixierten 
Beruf ausübten, nach ihrer Entlassung nicht vor verschlos-
senen Werkstoren standen. 
Während bei der AG „Weser“ zwischen Stillegungsbe-
schluß und Entlassung nur wenige Monate lagen, wurden 
die Mitarbeiter der Rickmers Werft und auch des AEG-
Werks in Berlin über einen längeren Zeitraum entlassen. 
Sie konnten sich also frühzeitig nach einer neuen Beschäfti-
gung umsehen. Erfahrungen aus anderen Stillegungsfällen 
bestätigen, daß die Dauer des Freisetzungsprozesses die 
Länge der Arbeitslosigkeit nach der Stillegung beeinflussen 
kann. Der Weg über das Arbeitsamt erhielt bei der Stellen-
suche vor allem für jene, die länger arbeitslos blieben, 
einen besonderen Stellenwert. Durchschnittlich fanden 
15% der Belegschaft ihren ersten Arbeitsplatz über das 
Arbeitsamt. Besonders Ältere, Ausländer und Angelernte 
waren auf das Arbeitsamt verwiesen. 
Die Funktionsbedingungen des Arbeitsmarktes in der Bun-
desrepublik Deutschland ermöglichten es einem erhebli-
chen Teil derjenigen, die durch Betriebsstillegungen entlas-
sen wurden, relativ schnell einen neuen Arbeitsplatz zu 
finden. Insbesondere die Schließungen im Schiffbau zwi-
schen 1983 und 1986 betrafen manner dominierte Großbe-
triebe mit hohem Facharbeiteranteil auf großstädtischen 
Arbeitsmärkten. Diese drei Rahmenbedingungen – berufs-
erfahrene Facharbeiter, Großbetrieb und großer Arbeits-
markt – begünstigten ganz erheblich die hohen Wiederbe-
schäftigungsquoten. Zugleich haben das große öffentliche 
Echo, das die Schließungen der Traditionsbetriebe in den 
jeweiligen Regionen auslöste, soziale Netze und informelle 
Kontakte wie auch das selbstbewußte Arbeitsmarktverhal-
ten der entlassenen Stammbelegschaften das günstige 
Arbeitsmarktergebnis mit beeinflußt. Gleichwohl waren 
die sozialen Kosten der Schließungen hoch; denn Ausgren-
zung und Dauerarbeitslosigkeit betrafen immerhin mehr 
als ein Viertel der jeweils Entlassenen und auch viele 
Wiederbeschäftigte mußten am neuen Arbeitsplatz erhebli-
che Einbußen hinnehmen, die von Einkommenseinbußen, 
schlechteren Arbeitsbedingungen bis zu verschiedenen 
Formen instabiler Beschäftigungsverhältnisse reichen. 
Gleichzeitig verschlechterten sich durch die Betriebsschlie-
ßungen nachfrageseitig (weniger Arbeitsplätze) und ange-
botsseitig (mehr Bewerber auf dem externen Arbeits-
markt) die Arbeitsmarktchancen anderer Arbeitssuchen-
der: der Jüngeren ohne Berufserfahrung, der weniger Qua-
lifizierten und der Älteren. Auch wenn es sich statistisch 
schwer belegen läßt, ist doch nicht von der Hand zu weisen, 
daß auf einem stagnierenden Arbeitsmarkt die Wiederbe-
schäftigung qualifizierter Werftarbeiter eben im Resultat 
und indirekt Verdrängung anderer Arbeitsuchender zur 
Konsequenz hat. Schließlich ist hier auch zu berücksichti-
gen, daß in allen Städten und Regionen, in denen der 
Schiffbau die industrielle Landschaft prägte, die Arbeitslo-
sigkeit weit höher angestiegen ist als im Durchschnitt der 
Bundesrepublik. 

3.2 Betriebsschließungen in Schweden 
Schweden hat nach der Schweiz und Japan die niedrigste 
Arbeitslosenquote aller OECD-Staaten (l,4% im Septem-
ber 1989). Der Erhalt der Vollbeschäftigung hat eine hohe 
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Priorität in der schwedischen Gesellschaft. Kein anderes 
OECD-Land wendet so viel finanzielle Mittel in Relation 
zum Bruttosozialprodukt für eine aktive Arbeitsmarktpoli-
tik auf (siehe OECD 1988), die eine herausragende Bedeu-
tung im schwedischen Politikmodell hat (siehe Meidner 
1984). Sie dient dabei mehr der Förderung des Struktur-
wandels als der Bestandserhaltung. 
Eine Reihe von Gesetzen wurde seit Mitte der siebziger 
Jahre beschlossen, die die Beschäftigten stärker vor Entlas-
sung schützen und den Gewerkschaften größere Mitbestim-
mungsmöglichkeiten geben (siehe Standing 1988, S. 73ff.). 
Die Unternehmen sind in Schweden zu einer frühzeitigen 
Information bei Betriebsstillegungen verpflichtet. Der 
Schließungsprozeß von Betrieben mit mehr als 100 
Beschäftigten muß mindestens sechs Monate dauern. 
Zudem sind die lokalen Arbeitsmarktbehörden angehal-
ten, die Arbeitsmarktentwicklung bei Betriebsschließun-
gen zu überwachen und darüber öffentlich Bericht zu 
erstatten. In besonders gravierenden Fällen werden dar-
über hinaus Regionale Strukturkommissionen unter Betei-
ligung von Unternehmen, Gewerkschaften, Arbeitsmarkt-
behörden und Kommunen gebildet, die die Schließung von 
Großbetrieben koordinieren und erleichtern sollen. Diese 
Gesetze haben zwar die grundlegenden Entscheidungs-
rechte der Arbeitgeber über strukturelle Veränderungen 
und die Schließung der Betriebe nicht in Frage gestellt, 
Arbeitsmarktbehörden, Staat und Gewerkschaften haben 
jedoch mehr Möglichkeiten, den Schließungsprozeß zu ge-
stalten. 
Angesichts der Priorität der Arbeitsmarktpolitik und der 
skizzierten gesetzlichen Regelungen ist es nicht erstaunlich, 
daß außer den USA kein anderes Land über so viele 
Studien über die Arbeitsmarktwirkungen von Betriebs-
schließungen verfügt. Zwei Surveys zufolge, die fast 200 
Betriebsschließungen über einen Zeitraum von zwei Jahr-
zehnten umfassen (Edin 1988, Skogö 1988), haben im 
Durchschnitt 51% der infolge von Schließungen entlasse-
nen Arbeitskräfte innerhalb von fünf Monaten nach der 
Schließung einen neuen Arbeitsplatz gefunden. 20% waren 
noch arbeitslos. Der Wiederbeschäftigungsgrad hat freilich 
im Laufe der siebziger Jahre abgenommen. Er lag Ende 
der 60er Jahre noch bei 67% und ist bis Ende der 70er 
Jahre auf fast 50% gesunken (siehe Tabelle 2). Auch in 
Schweden ist im Verlauf der weltweiten Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktkrise die Wiedereingliederung der Entlasse-
nen schwieriger geworden. Eine ökonometrische Analyse 
(Edin 1988) ermittelt entsprechend auch als den entschei-
denden Faktor, der die Wiederbeschäftigungsbedingungen 
beeinflußt, die Nachfrage nach Arbeitskräften, gemessen 

am Niveau der offenen Stellen. Die „expected reemploy-
ment rate“ war im Jahr eines konjunkturellen Hochs (1970) 
mit einem hohen Niveau offener Stellen um 19 Prozent-
punkte höher als in der Rezession (Edin 1988, S. 30). 
Hingegen hatte die Größe der geschlossenen Betriebe oder 
der betroffenen Arbeitsmärkte keinen signifikanten Ein-
fluß. 
In einer Untersuchung von 17 Betrieben mit insgesamt 
3.400 Beschäftigten wurden über einen Zeitraum von zwei 
Jahren die Folgen von Betriebsstillegungen mit Massenent-
lassungen (ohne Betriebsschließung) verglichen (Gonäs 
1988). Danach war der Wiederbeschäftigungsgrad nach 
Stillegungen des gesamten Betriebs niedriger als bei den 
Arbeitskräften, die infolge Massenentlassungen ausschie-
den. Letztere scheinen häufiger freiwillig den Betrieb zu 
verlassen, weil sie aufgrund ihrer Qualifikation oder ihres 
Alters noch gute Chancen hatten, in einem anderen 
Betrieb neue Arbeit zu finden. Entsprechend war auch die 
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit niedriger. 
Generell waren der Untersuchung zufolge Frauen stärker 
von Arbeitslosigkeit betroffen und hatten eine deutlich 
geringere Wiederbeschäftigungsrate als die Männer 
(Gonäs 1988). Hervorstechend ist freilich ein Ergebnis, das 
nur durch die Besonderheiten des schwedischen Arbeits-
marktes zu erklären ist: Männer haben sich in stärkerem 
Maß nach der Entlassung und der anschließenden Arbeits-
losigkeit ganz aus dem Erwerbsleben zurückgezogen als 
Frauen. Diese haben zwar größere Schwierigkeiten, nach 
einer Betriebsschließung wieder ein dauerhaftes Arbeits-
verhältnis zu finden, da sie jedoch eher zu Konzessionen an 
die Qualität der Arbeitsplätze bereit sind als auf Arbeit 
gänzlich zu verzichten, ist ihre Verbleibsquote auf dem 
Arbeitsmarkt höher. Zu berücksichtigen ist hier zweifellos 
der außerordentlich hohe Stand der Frauenerwerbstätig-
keit in Schweden (83%). 
Trotz weitgehender Vollbeschäftigung haben die Betriebs-
schließungen auch in Schweden zur Instabilität der 
Beschäftigungsverhältnisse der hiervon betroffenen 
Arbeitnehmer beigetragen. Gewinner sind die Opfer von 
Betriebsschließungen in der Regel nicht. Diejenigen, die 
sich nach Betriebsschließung in ihrem Beschäftigungssta-
tus, im Einkommen oder auch nur der eigenen Wahrneh-
mung des Arbeitsplatzes verbessert haben, stellen in fast 
allen Untersuchungen eine Minderheit dar. 

3.2. l Das Ende des schwedischen Schiffbaus 
Durch Verstaatlichungen und Subventionen hatte die 
schwedische Regierung zunächst viele Jahre die hochmo- 
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dernen Werften des Landes zu erhalten versucht. Seit 
Anfang der 80er Jahre wurde jedoch zunehmend offenkun-
diger, daß ein Erhalt des Schiffbaus auch langfristig nur um 
den Preis ständig steigender Subventionen möglich sein 
würde. Die schwedische Regierung beschloß statt dessen, 
über einen mehrjährigen Zeitraum alle Großwerften zu 
schließen (ausführlicher siehe Heseler 1987 und 1989). Mit 
großdimensionierten wirtschafts- und arbeitsmarktpoliti-
schen Programmen wurde der Schließungsprozeß zeitlich 
gestreckt und zugleich die Erneuerung der lokalen Wirt-
schaftsstrukturen gefördert. 
Während der Wiederbeschäftigungsgrad in den vorange-
gangenen Jahren bei Betriebsschließungen in Schweden 
tendenziell gesunken war, sind in Landskrona und Udde-
valla zwei Drittel der Entlassenen wiederbeschäftigt wor-
den. Besonders erfolgreich verlief die Schließung der 
Uddevalla-Werft, die mit zuletzt 2.165 Beschäftigten der 
größte industrielle Arbeitgeber in einer Kleinstadt mit 
46.800 Einwohnern war. Keiner der betroffenen Werftar-
beiter wurde arbeitslos. Zwei Jahre nach der Stillegungs-
entscheidung herrschte in der Region Vollbeschäftigung 
(Arbeitslosenquote in Uddevalla 1987: 2,1%), ohne daß es 
zu einer passiven Sanierung durch Abwanderung qualifi-
zierter Arbeitskräfte in andere Regionen gekommen war. 
Die Regierung hatte ein umfangreiches Paket wirtschafts-
und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen („Uddevalla-
Paket“) in einem Gesamtumfang von 500 Millionen DM 
vorbereitet. Genauso bedeutsam erwies sich, daß sie zeit-
gleich mit der Bekanntgabe der Schließung von Volvo den 
Bau eines neuen Automobilwerks in Uddevalla be-
kanntgab. 
Der Schließungsprozeß erstreckte sich über einen Zeit-
raum vom mehr als 2 Jahren. So konnte die Reduzierung 
der Werftbelegschaft kontinuierlich vorgenommen werden 
und ein großer Teil der Beschäftigten vor der Entlassung 
an Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung teilneh-
men. Fast ein Viertel der Werftbelegschaft wechselte im 
Laufe des Jahres 1985 und 1986 zunächst in eine Weiterbil-
dungsmaßnahme. Im August 1987, zweieinhalb Jahre nach 
Bekanntgabe der Schließung, hatten zwei Drittel der 
Belegschaft, ohne arbeitslos zu werden, einen neuen 
Arbeitsplatz gefunden. Knapp 10% befanden sich noch in 
Ausbildung. 
Rund 20% der Belegschaft der Werft in Uddevalla – wie 
auch der Werften in Landskrona und Malmö – wurden 
frühzeitig verrentet. Eine solche Frühverrentungsregelung 
ist in Schweden ab einem Alter von 58 Jahren und drei 
Monaten möglich. Aufgrund eines besonderen Überein-
kommens sind sie bis zum 60. Lebensjahr offiziell als 
arbeitslos registriert und gehen dann in Rente. Vom Unter-
nehmen erhalten sie eine Ausgleichszahlung, die in der 
Regel so aussieht, daß auch in der Zeit der formellen 
Arbeitslosigkeit und Frühverrentung das Einkommen zwi-
schen 90 und 100% des letzten Nettoeinkommens liegt. Die 
Frühverrentungsregelungen hatten zweifellos für die sozial-
verträgliche Abwicklung des Schließungsprozesses eine 
erhebliche Bedeutung. Bei einer Beurteilung dieser Aus-
grenzungsprozesse, die angesichts der finanziellen Absi-
cherung auf hohe Akzeptanz bei den Betroffenen trafen, 
muß allerdings berücksichtigt werden, daß das Durch-
schnittsalter der Belegschaft vergleichsweise hoch war. 

8) Vgl. Storrie (1990). 

23% der Arbeiter und 25% der Angestellten waren zum 
Zeitpunkt des Schließungsbeschlusses älter als 55 Jahre.8) 
Mehr als die Hälfte der Werftbelegschaften wechselte noch 
vor dem Schließungszeitpunkt nahtlos in ein neues 
Beschäftigungsverhältnis. In Uddevalla fanden selbst bei 
den Arbeitern 48,8%, ohne arbeitslos zu werden, einen 
neuen Arbeitsplatz. Der höhere Anteil der Angestellten 
(61,8%), die nahtlos wechselten, erklärt sich ganz erheb-
lich aus der Rekrutierung neu gegründeter Betriebe. Jeder 
siebte Angestellte wechselte in einen neu entstandenen 
Betrieb, der vor der Entscheidung über die Werftschlie-
ßung noch nicht in der Region existierte. Wurden die 
Angestellten durch die wirtschaftspolitische Maßnahme 
der Ansiedlungsförderung und Existenzgründung begün-
stigt, so wirkten sich auf die Arbeiter die arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen stärker aus. Jeder vierte Arbeiter 
wechselte zunächst von der Werft in eine Umschulungs-
maßnahme. 
Weitgehende Vermeidung von Arbeitslosigkeit für die 
Betroffenen, hoher Wiederbeschäftigungsgrad und 
Erneuerung der lokalen Wirtschaftsstrukturen kennzeich-
nen die Schließung der drei noch verbliebenen Großwerf-
ten Schwedens. „Eine gut ausgestattete Arbeitsmarktpoli-
tik ist zusammen mit einer aktiven Industriepolitik eine 
weit bessere Alternative als riesige Subventionen an Fir-
men und Wirtschaftszweige, die unrentabel geworden 
sind“ (Meidner 1987, S. 134). Gemäß dieser Programmatik 
eines der Architekten des „schwedischen Modells“ hat die 
Arbeitsmarktpolitik zusammen mit der Wirtschafts- und 
Regionalpolitik den Strukturwandel eher gefördert als 
gebremst, zugleich aber auch zu dessen sozialverträglicher 
Abfederung beigetragen. 

3.3 Betriebsschließungen in den USA 
In den Vereinigten Staaten stieg im vergangenen Jahrzehnt 
die Beschäftigung weit stärker als in westeuropäischen 
Ländern. Die Arbeitslosenquote liegt unter dem OECD-
Durchschnitt. Die externe Mobilität der Arbeitskräfte und 
der Betriebe ist höher als in vielen westeuropäischen Län-
dern (siehe Sengenberger 1987). 
Massenentlassungen und Betriebsschließungen sind durch 
die Arbeitsgesetzgebung kaum reguliert. Allerdings wurde 
in verschiedenen Arbeitsmarktprogrammen den entlasse-
nen Arbeitskräften besondere Aufmerksamkeit zuteil, frei-
lich sind im Vergleich zu Schweden und der Bundesrepu-
blik die Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik gering (siehe 
OECD 1988). Ein Drittel der US-amerikanischen Betriebe 
informiert ihre Belegschaften überhaupt nicht vor geplan-
ten Massenentlassungen. Im Durchschnitt beträgt die 
Ankündigungsfrist lediglich sieben Tage. Nur in 20% 
durchgeführter Massenentlassungen oder Betriebsstille-
gungen war die Belegschaft mehr als 30 Tage vorher infor-
miert (siehe GAO 1987). Vielfach wurden daher in den 
USA Initiativen für eine Plant-Closing-Legislation entwik-
kelt, deren Schwerpunkt eine frühzeitige Informations-
pflicht der Unternehmen ist. Ab 1989 sind nunmehr 
Betriebe mit mehr als 100 Beschäftigten gesetzlich ver-
pflichtet, geplante Massenentlassungen oder Stillegungen 
60 Tage vorher anzukündigen. Frühzeitige Information 
und längere Kündigungsfristen ermöglichen sowohl eine 
reibungslosere Besetzung freier Arbeitsplätze und veran-
lassen die betroffenen Arbeitskräfte zu größerer Eigenin-
itiative und frühzeitigeren Arbeitsplatzsuche (vgl. Addi-
son, Portugal 1990, Walwei 1990). 
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Betriebsstillegungen und -Verlagerungen trugen in den 
USA ganz erheblich zum sektoralen und regionalen Struk-
turwandel bei. Um bessere Informationen über das Aus-
maß und die Auswirkungen von Betriebsschließungen ins-
besondere in den beiden Rezessionen zu Beginn der 80er 
Jahre zu erhalten, hat das US-Department of Labor im 
Januar 1984 einen besonderen Haushaltssurvey durchge-
führt, der den Verbleib von entlassenen Arbeitskräften 
über einen 4-Jahres-Zeitraum erkundet (siehe Flaim 1985). 
Danach haben 13,9 Millionen Arbeitskräfte zwischen 1979 
und dem Januar 1984 ihren Arbeitsplatz infolge Arbeits-
platzabbau oder Betriebsschließung verloren. 5,1 Millio-
nen von ihnen gelten als „displaced workers“, als Arbeits-
kräfte, die zuvor mindestens drei Jahre beschäftigt waren. 
Die Hälfte dieser displaced workers (2,49 Millionen) verlor 
ihren Arbeitsplatz infolge von Betriebsstillegungen oder -
Verlagerungen. Im Januar 1984 hatten 62,1% von ihnen 
einen neuen Arbeitsplatz gefunden, 20,4% waren noch 
arbeitslos und 17,5% aus dem Arbeitsmarkt ausge-
schieden. 
Unterschiede zu den „normal“ Entlassenen sind auffällig. 
Der Wiederbeschäftigungsgrad liegt höher (62,1% gegen-
über 58,2%) und insbesondere die Arbeitslosigkeit ist 
deutlich niedriger (20,4% gegenüber 30,4%). In allen 
Altersgruppen ist die Arbeitslosigkeit der durch Betriebs-
schließungen Entlassenen deutlich niedriger und ihr Wie-
derbeschäftigungsgrad höher. 
Das geringere Ausmaß an Arbeitslosigkeit bei den durch 
Betriebsschließung Ausgeschiedenen läßt sich nicht allein 
durch einen höheren Wiederbeschäftigungsgrad erklären, 
sondern noch stärker durch einen höheren Anteil von 
Arbeitskräften, die aus dem Erwerbsleben ausschieden. 
Zwar ist es nicht überraschend, daß sich 40,3% der über 
55jährigen nach der Stillegung aus dem Arbeitsmarkt 
zurückzogen. Interessant ist jedoch, daß es unter den „nor-
mal“ Entlassenen lediglich 28,2% waren; sie blieben zu 
einem größeren Teil arbeitslos. Eine Erklärung hierfür 
kann darin liegen, daß gerade bei Betriebsschließungen 
gezieltere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für die älte-
ren Arbeitskräfte ergriffen wurden, die das Ausscheiden 
aus dem Erwerbsleben förderten. 
Die Daten des Surveys lassen keine Schlußfolgerung zu, ob 
frühzeitige Information über geplante Massenentlassungen 
den Wiederbeschäftigungsgrad erhöhen kann9). Arbeit-
nehmer, die von der Betriebsschließung vorher informiert 
waren, waren in gleichem Maße wiederbeschäftigt wie 
diejenigen, die keine frühzeitige Information hatten. Die 
meisten (87,8%), die von der Schließung vorab informiert 
waren, verblieben dennoch bis zum Schließungstermin im 
Betrieb. 
In den USA tragen Betriebsschließungen in gleichem 
Umfang zum Arbeitsplatzabbau bei wie andere wirtschaft-
lich bedingte Entlassungen, dies ist ein genauso bemer-
kenswertes Ergebnis des Surveys wie die Tatsache, daß 
hinsichtlich des Wiederbeschäftigungsgrads und der 
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit die von Betriebsschlie-
ßung Betroffenen eher günstiger abschneiden und zugleich 
die Ausgrenzungsprozesse aus dem Arbeitsmarkt größeres 
Gewicht haben. Eine wesentliche Erklärung dürfte in der 

9) Darauf deuten Ergebnisse einer Untersuchung von Addison hin. Vgl. 
Addison, Portugal 1990, Walwei 1990. 

l0) Zur Funktionsweise des US-amerikanischen Arbeitsmarkts vgl. Sengen-
berger 1987, S. 185 ff. 

Selektivität des Entlassungsprozesses liegen. Während von 
Betriebsschließungen ausnahmslos alle Arbeitskräfte 
betroffen sind, werden die Entlassungen nach Senioritäts-
rechten gesteuert, die die Arbeitskräfte mit den schlechte-
sten Chancen auf dem externen Arbeitsmarkt am stärksten 
betreffen.10) 
Fallstudien über Betriebsschließungen in den USA aus den 
60er und 70er Jahren kommen übereinstimmend zu dem 
Ergebnis, daß Dauerarbeitslosigkeit, instabile Beschäfti-
gungsverhältnisse und hohe Einkommensverluste die häu-
figsten Folgen für die betroffenen Belegschaften sind. Bei 
einzelnen größeren Betriebsschließungen war z. T. noch 
nach zwei Jahren mehr als ein Viertel der Arbeitskräfte 
ohne Arbeit. Ein weiteres Drittel fand zwar nach der 
Schließung wieder Arbeit, verlor aber den neuen Arbeits-
platz innerhalb der ersten zwei Jahre (siehe Aiken 1968, 
Bluestone 1982). Mehr noch als die Dauer der Arbeitslo-
sigkeit werden die langfristigen negativen Folgewirkungen 
auch für diejenigen betont, die wieder eine neue Beschäfti-
gung fanden. Insbesondere die Einkommensverluste sind 
beträchtlich und können oft im Verlauf des gesamten wei-
teren Erwerbsleben nicht kompensiert werden (Bluestone 
1982, S. 52 ff.). In einzelnen Fällen betrug der Einkom-
mensverlust nahezu 50% des früheren Einkommens. 
Der Wechsel von stabilen Arbeitsplätzen vor der Schlie-
ßung in instabile Arbeitsverhältnisse ist ein auffälliger 
Befund (Gordus u. a. 1981). Nach der Schließung eines 
kleineren Betriebs in New York hatten zwar 88% innerhalb 
eines Jahres einen neuen Arbeitsplatz gefunden, doch 45% 
der Wiederbeschäftigten wurden erneut entlassen, 17% 
sogar mehrmals (vgl. Oaklander 1988). Hoher Wiederbe-
schäftigungsgrad, ein großer Anteil instabiler Beschäfti-
gungsverhältnisse und Einkommensverluste, die selbst 
dreieinhalb Jahre nach der Schließung noch ein Viertel des 
früheren Einkommens ausmachten, kennzeichnen dieses 
New Yorker Beispiel der Schließung eines nicht gewerk-
schaftlich organisierten Kleinbetriebs. 
Andere US-amerikanische Fallstudien belegen, daß Alter 
und Rasse entscheidende Kriterien sind, die die Arbeits-
marktchancen nach der Betriebsschließung beeinflussen. 
Angestellte haben zudem bessere Wiederbeschäftigungs-
chancen und zeigen ein aktiveres Suchverhalten als Arbei-
ter (siehe Perrucci, Targ 1988). Frauen sind in größerem 
Umfang dauerhaft arbeitslos, ihr Wiederbeschäftigungs-
grad ist niedriger und die Bedingungen der Wiederbeschäf-
tigung sind ungünstiger (vgl. Nowack/Snyder 1983). Trotz 
der hohen externen Mobilität auf dem US-amerikanischen 
Arbeitsmarkt waren somit die negativen Folgen für diejeni-
gen, die Opfer von Massenentlassungen oder Betriebs-
schließungen wurden, gravierend. 

3.4 Betriebsschließungen in Großbritannien 
Der Rückgang der Beschäftigung in der britischen Indu-
strie setzt weit früher ein als in anderen westeuropäischen 
Ländern. Herausragende Symptome des Deindustrialisie-
rungsprozesses waren der Niedergang der Stahlindustrie, 
des Bergbaus und des Schiffbaus. Schon Ende der 60er 
Jahre kam es zu größeren Betriebsschließungen und Mas-
senentlassungen. Die starke Bedeutung, die Betriebsschlie-
ßungen gerade im industriellen Sektor für die regionale 
Entwicklung haben, läßt sich aus einigen Studien belegen. 
Auffällig ist, daß Betriebsschließungen größere Beschäfti-
gungseffekte hatten als die Neueröffnung von Betrieben 
und sie überdies mehr zum Arbeitsplatzabbau beitrugen als 
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die rückläufige Beschäftigung bestehender Betriebe (siehe 
Hasluck 1987, S. 79). Für die 70er Jahre trifft dies für alle 
Regionen Großbritanniens zu. In Manchester waren z.B. 
86% des gesamten Arbeitsplatzabbaus zwischen 1966 und 
1975 durch einen Überschuß von Stillegungen gegenüber 
Neueröffnungen zu erklären. Die Hälfte aller Industriebe-
triebe, die 1966 bestanden, existierte 1975 nicht mehr. 

Zu Beginn der 70er Jahre erfolgte noch eine sehr schnelle 
Wiederbeschäftigung der Mehrheit der entlassenen 
Arbeitskräfte, der Arbeitsmarkt reagierte auch auf Mas-
senentlassungen robust und zeigte eine sehr hohe Absorp-
tionsfähigkeit. Oft waren 70% der Entlassenen innerhalb 
von sechs Monaten wieder in einem anderen Betrieb 
beschäftigt (vgl. Jones u. a. 1987, S. 31). Bei der Massen-
entlassung Ende der 60er Jahre auf der Upperclyde Ship-
yard in Glasgow z. B. waren sogar 80% innerhalb eines 
Jahres wieder beschäftigt. Nur in der Altersgruppe der 
über 60jährigen lag der Wiederbeschäftigungsgrad unter 
70% (ebd. S. 64). 

Im Verlaufe der 70er Jahre haben sich jedoch die Bedin-
gungen auf dem britischen Arbeitsmarkt grundlegend 
gewandelt. Nicht schnelle Integration in neue Beschäfti-
gungsverhältnisse, sondern langanhaltende Dauerarbeits-
losigkeit war das hervorstechende Merkmal der Betriebs-
stillegungen in den 70er Jahren (vgl. Harris 1987, S. 36 ff.). 

Ein Beispiel: Die Schließung von Talbot in Linwood 
(Glasgow) 

Im Mai 1981 wurden im schottischen Linwood in der Nähe Glas-
gows ein Automobilbetrieb (Talbot) geschlossen und 4.800 
Arbeitskräfte entlassen. Noch 1976 hatte die Belegschaft mehr als 
8000 Arbeitskräfte gezählt. Nach der Übernahme des Betriebs von 
Chrysler durch Peugeot wurde sie in zwei Entlassungswellen 
bereits deutlich reduziert. Seit August 1980 wurde im Automo-
bilwerk nur noch an drei Tagen in der Woche gearbeitet. 

Für die Mehrzahl der Arbeitskräfte hatte die Schließung über viele 
Jahre hinweg gravierende Auswirkungen. Ein Jahr nach der 
Schließung waren 62% der Entlassenen arbeitslos und lediglich 
29% wieder beschäftigt (vgl. Paine 1987). Nur ein geringer Teil 
war in Trainings- und Umschulungsmaßnahmen oder frühverren-
tet worden. 57% der Entlassenen waren mindestens ein Jahr 
daucrarbeitslos. Selbst von den qualifizierten Angestellten und 
Facharbeitern war fast die Hälfte das gesamte erste Jahr arbeits-
los. Bemerkenswert ist, daß auch die Jugendlichen nur geringe 
Chancen hatten, im Verlauf des ersten Jahres einen neuen 
Arbeitsplatz zu bekommen. 56% der gelernten und sogar 61% der 
angelernten Arbeitskräfte unter 24 Jahren blieben dauerhaft ar-
beitslos. 
Die Schließung des Großbetriebs wirkte sich unmittelbar auf 
andere Firmen aus. 4.100 weitere Arbeitskräfte in anderen Betrie-
ben wurden aufgrund der Schließung des Automobilwerks entlas-
sen. Die örtliche Arbeitslosenquote stieg im Monat nach der 
Schließung von 13,5 auf 17,1% und lag auch im folgenden Jahr auf 
diesem Niveau. 
Die starken Veränderungen auf dem britischen Arbeitsmarkt im 
Laufe der 70er Jahre gehen aus einem Vergleich der ersten Welle 
der Masscnentlassungen bei Talbot im Jahre 1976 mit der 
Betriebsschließung im Jahr 1981 exemplarisch hervor. Von den 
1976 Entlassenen waren 22% ein Jahr lang arbeitslos, die Arbeits-
losenquote betrug damals 4,6%. 1981 hingegen war die Quote der 
Dauerarbeitslosen   auf  57%   gestiegen.   Die  Arbeitslosenquote 
hatte sich fast verdreifacht (McGregor u. a. 1986, S. 7). Allerdings 
sind zwischen der Massenentlassung und der Betriebsschließung 
auffällige   Unterschiede   festzuhalten:   1976   waren   noch   viele 
Arbeitskräfte, sicherlich auch aufgrund der Abfindungen (redund-
ancy payments) und in der Erwartung, relativ schnell wieder einen 
neuen Arbeitsplatz zu finden, freiwillig ausgeschieden. 

Seit Ende der 70er Jahre ist die freiwillige Mobilität deut-
lich gesunken. Gerade in der Industrie ist eine „inverse 
relationship between unemployment and the rate of volun-
tary turn over“ (Jones, MacKay 1987, S. 22) erkennbar. 
Die Bedeutung betrieblich bedingter, zwangsweiser Entlas-
sungen (redundancies) hat erheblich zugenommen. Gleich-
zeitig sind die Chancen für Arbeitslose, aus der Arbeitslo-
sigkeit auszuscheiden, drastisch gesunken. Bei der Schlie-
ßung des Shotton-Stahlwerks im Jahre 1980 waren z. B. 
nach sechs Monaten noch 70% der Entlassenen arbeitslos. 
Noch auffälliger ist der im internationalen Vergleich 
extrem hohe Anteil über viele Jahre hinweg Dauerarbeits-
loser. 

 

Vier bis fünf Jahre nach der Schließung des Betriebs war 
noch fast die Hälfte der Belegschaft ohne Arbeit. Dabei 
betraf die jahrelange Dauerarbeitslosigkeit keineswegs nur 
die Älteren. Zwei Drittel der Jugendlichen unter 25 Jahren 
blieben ebenfalls viele Jahre ohne jegliche Arbeit. 
Die Erfahrungen des Shotton-Stahlwerks wurden auch bei 
Schließungen von anderen Stahlbetrieben in Großbritan-
nien gemacht. So war fünf Jahre nach der Schließung von 
Consett und Llanelli mehr als die Hälfte der früheren 
Belegschaft arbeitslos, mehr als 60% von ihnen waren es 
während des gesamten Fünfjahreszeitraums (vgl. Jones 
u. a. 1987, S. 47). Eine Erklärung für die hohe und langan-
dauernde Arbeitslosigkeit liegt wahrscheinlich darin, daß 
die Stahlwerke ähnlich wie auch die Kohlenzechen in 
Großbritannien in Kleinstädten und Dörfern produzieren 
und oftmals die einzigen größeren Betriebe am Ort sind. 
Allein ausreichend ist die Erklärung nicht, denn auch 
Betriebsschließungen und Massenentlassungen auf größe-
ren Arbeitsmärkten führen zu ähnlichen Ergebnissen. So 
zeigen die Folgen von Massenentlassungen auf der Swan 
and Hunter-Werft in Newcastle im Jahre 1978, daß die 
große Mehrheit der Entlassenen sich entweder vom 
Arbeitsmarkt zurückzog oder auch ein Jahr nach der 
Schließung noch arbeitslos war (vgl. MacKay u. a. 1980). 
Im Verlauf des ersten Jahres nach der Entlassung von der 
Werft hatten überhaupt nur 22% einmal Arbeit gefunden 
und lediglich 15% waren nach 15 Monaten noch beschäf-
tigt. 
Im auffälligen Kontrast zu Erfahrungen mit Massenentlas-
sungen und Betriebsschließungen skandinavischer oder 
westdeutscher Werften war die Wiederbeschäftigungsrate 
der qualifizierten Schiffbauer in Newcastle extrem niedrig 
und die Dauer der Arbeitslosigkeit außerordentlich hoch. 
Dies ist auch nicht mit Unterschieden in der Höhe der 
Arbeitslosigkeit auf den lokalen Arbeitsmärkten oder 
deren Größe zu erklären. Denn in der Großstadt New- 
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castle war Ende der 70er Jahre die Arbeitslosigkeit nicht 
höher als z. B. in den norddeutschen Städten während der 
Werftenkrise zu Beginn der 80er Jahre. 
Langanhaltende Dauerarbeitslosigkeit ist die hervorste-
chende negative Folgewirkung der Betriebsstillegungen in 
Großbritannien. Für einen erheblichen Teil bedeutete der 
Verlust des stabilen Arbeitsplatzes den Verlust jeglicher 
Beschäftigungsmöglichkeit über einen sehr langen Zeit-
raum, wenn nicht gar für immer. Die Dynamik auf dem 
externen Arbeitsmarkt ist offensichtlich bei Betriebsschlie-
ßungen sehr gering. 

4. Schlußfolgerungen  

4.1 Die Arbeitsmarktfolgen 
Wiederbeschäftigungsgrad und Arbeitslosenquote 
Die Belegschaften der bundesdeutschen Werften haben 
sich auf dem Arbeitsmarkt nicht nur im Vergleich zu 
anderen Stillegungsfällen oder „normal“ Entlassenen in 
der Bundesrepublik gut behauptet. Hinsichtlich des Wie-
derbeschäftigungsgrades und der Betroffenheit von 
Arbeitslosigkeit schneiden die norddeutschen Werftarbei-
ter kaum schlechter ab als die schwedischen Arbeitnehmer, 
die Opfer von Betriebsstillegungen wurden. Angesichts der 
erheblich günstigeren Situation auf dem schwedischen 
Arbeitsmarkt und der erheblich größeren arbeitsmarktpoli-
tischen Aktivitäten überrascht dieses Ergebnis. Der Grad 
der Wiederbeschäftigung nach einer Betriebsstillegung ist 
weitgehend unabhängig von der Höhe der Arbeitslosigkeit 
und der Beschäftigungsentwicklung. Sowohl in Schweden 
wie in der Bundesrepublik haben 60-70% innerhalb von 
12-18 Monaten nach der Schließung einen neuen Arbeits-
platz gefunden. 
Nicht eindeutig ist der Befund für die Folgen der Betriebs-
schließungen in den USA. Die Ergebnisse des Surveys, bei 
denen der Arbeitsmarktstatus von (nach einer Betriebsstil-
legung) Entlassenen erfragt wurde, bringt ein ähnliches 
Ergebnis wie in Schweden und der Bundesrepublik. Zwei 
Drittel fanden einen neuen Arbeitsplatz. Rund 20% blie-
ben langfristig arbeitslos. Über die Dauer der Arbeitslosig-
keit nach der Schließung liegen freilich keine Daten vor. 
Fallstudien zeigen zudem wesentlich ungünstigere Wieder-
beschäftigungsgrade und höhere Arbeitslosenquoten. Dies 
gilt insbesondere für Betriebe mit einem hohen Frauenan-
teil. 
Gravierend weichen die Arbeitsmarktfolgen von Massen-
entlassungen und Betriebsschließungen in Großbritannien 
von denen der anderen Länder ab. Hier ist es am ehesten 
gerechtfertigt, von einem blockierten Arbeitsmarkt zu 
sprechen. Die Schließung von Stahlwerken z. B. bedeutete 
für fast die Hälfte der betroffenen Belegschaften mehrjäh-
rige Dauerarbeitslosigkeit, und zwar keineswegs nur für die 
Älteren. Auch die Schließung einer Werft in Newcastle 
unter durchaus vergleichbaren Arbeitsmarktbedingungen 
wie im Fall der AG „Weser“ hatte erheblich negativere 
Auswirkungen auf den weiteren Erwerbsverlauf der Be-
troffenen. 

Instabilität und Ausgrenzung 
In allen Ländern erweist sich das Alter als der dominie-
rende Faktor, der die Chancen, einen neuen Arbeitsplatz 

11) Vgl. Sengenberger 1987, S. 189. 

zu finden, bestimmt. Der stillegungsbedingte Verlust des 
Arbeitsplatzes bedeutet für einen großen Teil der älteren 
Arbeitskräfte häufig das endgültige Ausscheiden aus dem 
Arbeitsmarkt. Gerade diese verfügten vor der Schließung 
über einen stabilen Arbeitsplatz und waren meist gegen 
Entlassungen abgesichert. In Schweden sind Senioritäts-
rechte gesetzlich geregelt, in den USA vielfach tarifvertrag-
lich, in der Bundesrepublik haben sie als informelle Rege-
lungen in einigen Industriezweigen, insbesondere der 
Stahl- und Werftindustrie, beträchtliche Bedeutung11). 
Wer lange in einem Betrieb beschäftigt war, kann darauf 
vertrauen, einen stabilen Arbeitsplatz zu haben. Gerade 
die Schließung eines Großbetriebs bedeutet daher für viele 
den Verlust eines stabilen Arbeitsplatzes. So ist es nicht 
überraschend, daß in allen Ländern, auch in Schweden, 
wachsende Instabilität nach Betriebsstillegungen in den 
Untersuchungen betont wird. Diejenigen, die vor der Stil-
legung von Senioritätsregeln begünstigt waren, sind nun 
nach der Schließung von einer betrieblichen Beschäfti-
gungspolitik einstellender Betriebe benachteiligt, die 
zunächst die Stammbelegschaften durch vielfältige Flexibi-
litätspuffer absichert, bevor neue Arbeitskräfte auf sichere 
Arbeitsplätze eingestellt werden. Sie haben daher größere 
Schwierigkeiten, wieder einen stabilen Arbeitsplatz zu 
erhalten. Allerdings wirken sich Senioritätsregeln um so 
nachteiliger aus, je höher die Arbeitslosigkeit ist. Die 
Chancen z. B. eines fünfzigjährigen Werftarbeiters wieder 
einen stabilen Dauerarbeitsplatz zu finden, waren in 
Schweden größer als im Fall der AG „Weser“ und in 
beiden Ländern weitaus günstiger als in Großbritannien. 
In den USA waren für die entlassenen Arbeitskräfte die 
Chancen nicht schlecht, einen neuen Arbeitsplatz zu fin-
den, doch die durch eine Betriebsschließung ausgelöste 
Zwangsmobilität war weit häufiger mit gravierenden und 
noch Jahre nach der Schließung bemerkbaren Einkom-
mensverlusten und instabilen Arbeitsverhältnissen ver-
bunden. 
Nimmt man das Ausmaß von Wiederbeschäftigung und 
langfristiger Arbeitslosigkeit zum Maßstab, so unterschei-
den sich die Arbeitsmärkte in Schweden, der Bundesrepu-
blik und den USA nur graduell hinsichtlich der Flexibilität 
und der Funktionsfähigkeit, auf Betriebsstillegungen zu 
reagieren. Lediglich in Großbritannien blieben die Werks-
tore der expandierenden Betriebe den vom industriellen 
Niedergang und Massenentlassungen betroffenen Beleg-
schaften verschlossen. Bei gleichem Wiederbeschäftigungs-
grad konnten freilich Einkommenseinbußen, Instabilität 
und insbesondere langanhaltende Dauerarbeitslosigkeit in 
Schweden in stärkerem Maß verhindert werden als in der 
Bundesrepublik im Fall der AG „Weser“ und der Rickmers 
Werft oder als in den USA. 
Die negativen Folgen der Betriebsschließung erreichten in 
allen Ländern ein beträchtliches Ausmaß. Selbst in Schwe-
den konnte der Wiederbeschäftigungsgrad trotz günstiger 
Arbeitsmarktentwicklung und gezielter Arbeitsmarktpoli-
tik nicht über 75% getrieben werden. Für ein Viertel bis 
ein Drittel der betroffenen Belegschaften bedeutete die 
Schließung des Betriebs zugleich das vorzeitige und endgül-
tige Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. 

4.2 Institutionelle Regelungen und die Möglichkeiten der 
Arbeitsmarktpolitik 
Gesetzliche Regelungen, die Betriebsstillegung verhindern 
oder auch nur beschränken könnten, gibt es in keinem der 
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